
Gelungener Militärputsch in Niger 
Präsident Tandja von einer Junta mittlerer Offizierskader abgesetzt - Demokratische Reformen in Aussicht gestellt 

Einen Tag nach dem Staats­
streich in Niger ist in der Haupt­
stadt Niamey relative Ruhe ein­
gekehrt. Der abgesetzte Präsi­
dent Tandja wird in einer 
Kaserne festgehalten. 

Markus M. lJaejliger. Nairobi 

1m Regierungsviertel der nigrischen 
Hauptstadt Niamey haben am Freitag 
Soldaten der Bereitschaftstruppen pa· 
trouilliert, und vor dem Präsidenten­
'palast waren Panzerfahrzeuge postiert, 
um Plünderun~sversuche im Keim zu 
ersticken. 1m Ubrigen schien sich ~ie 
Lage einen Tag nach dem Militärputsch 
rasch zu normalisieren, wie Presseagen­
turen und telefonisch kontaktierte Be­
obachter übereinstimmend berichteten. 
Angestellte erschienen zur Arbeit, die 
Märkte und Geschäfte waren geöffnet. 
Viele Hauptstadtbewohner äusserten 
sich befriedigt über die gewaltsame Ab­
setzung von Präsident Tandja. Der 
71-Jährige hatte letztes Jahr zunehmend 
diktatorisch regiert und sich eine neue 
Verfassung zurechtgezimmert, die ihm 
Vollmachten und eine dritte Amtszeit 
hätte ermöglichen sollen. 

Todesopfer und Verletzte 

Die sofortige Aufhebung der Verfas­
sung Tandjas ist denn auch eine der 
Massnahmen, welche die Putschisten 
am Donnerstagabend verkündet hatten. 
Der Sprecher der Putschisten, Oberst 
Karim, versprach eine Rückkehr zu 
demokratischen Zuständen, ohne einen 
Zeitrahmen anzugeben. Ausserdem 
verordnete die Junta eine nächtliche 
Ausgangssperre. Zuvor war es am Don­
nerstag beim Präsidentenpalast zu 
Scharmützeln zwischen verschiedenen 
Arme,e-Einheiten gekommen. Laut Ni-
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Passanten vor eillem Einschuss/och in einer Wand in der Nähe des Präsidentenpalastes in Niamey. 

Renaissance der Staatsstreiche in Mrika 
mhf. Nuirobi Ln den vergangenen 
anderthalb Jabren hat die Zahl der ver­
fassungswidrigen Machtübernahmen in 
afrikanischen Staaten deutlich zugenom­
men.ln 5 Ländern, von denen 4 in West­
afrika liegen, kam es zu insgesamt 
7 Staatsstreichen. Diese Zunahme ist ein 
politischer Rückschritt. In den Jahrzehn­
ten nach der Erringung der Unabhängig­
keit waren fast jedes Jahr irgendwo Mili­
tärputsche zu verzeichnen gewesen. Sie 
waren die Folge von Auseinandersetzun­
gen zwischen Cliquen innerhalb der 
wenig gefestigten Staatsapparate oder 
eine Begleiterscheinung des Kalten 
Kriegs. in dem die GrossllJächte um Ein­
fluss in Afrika buhJten. Aber in den 
neunziger Jahren waren Staatsstreiche 
ausser Mode gekommen. Die Organisa­
tion afrikanischer Staaten, die Vorgän­
gerin der heutigen Afrikanischen Union 
(AU), rang sich zumindest verbal zur 
Ächtung von Putschen und illegalen 
Machtübernahmen durch. 

Die Staatsstreiche seit Januar 2008: 
>- In Mauretanien putscht das Militär im 
August 2008 gegen den ersten gewählten 
Präsidenten des Landes, Sidi Ould 
Cheikh Abdellahi. Der Juntachef, Gene­
ral Mohammed Ould Abdelaziz, führt 
Reformen durch und gewinnt im Jahr 
darauf Präsidenten wahlen. Die Sanktio­
nen der AU werden beendet. 
>- Unmittelbar nach dem Tod des lang­
jährigen Diktators Lansana Conte im 
Dezember 2008 erringen Offiziere um 
Hauptmann Dadis Camara die Macht 
in Guinea. Sie versprechen Reformen, 
doch Camara will an der Macht bleiben. 
Im letzten Dezember wird er nach einem 
Disput innerhalb des Militärrats nieder­
geschossen. Dies ermöglicht die Einset­
zung einer Übergangsregierung unter 
Beteiligung der Opposition. Im Juni sol­
len Wahlen stattfinden. 
>- In Madagaskar erklärt sicb der Bür­
germeister der Hauptstadt Antanana­
rivo, Rajoelina, im Januar 2009 zum 

«Präsidenteß». Zwei Monate später 
meutert die Armee und schlägt sich auf 
die Seite Rajoelinas; der rechtmässig 
gewäblte Präsident Ravalomanana gebt 
ins Exil. Die AU erhebt Sanktionen 
gegen das Land. 
>- In Guinea-Bissau wird im März 2009 
Präsident Vieira von Soldaten ermordet. 
Der eingesetzten Militärjunta gelingt es, 
innerhalb von wenigen Monaten faire 
Präsidenten wahlen zu organisieren. Die­
se werden im Juli von Malam Bacai 
Sanha, einem Zivilisten, gewonnen. 
>- In Niger führt der gewählte Präsident 
Mamadou Tandja zwischen Mai und 
August 2009 einen Staatsstreich in Ra­
ten durch. Er setzt das Parlament und 
das Verfassungsgericht ab und lässt 
über ein Grundrecht abstimmen, das 
ihm eine dritte Amtszeit ermöglichen 
soll. Wie in Guinea wird der Usurpator 
selber zum Opfer eines gewaltsamen 
Umsturzes: Am Donnerstag hat ihn die 
Armee abgesetzt. 

colai Panke, dem Delegationschef des 
Internationalen Komitees vom Roten 
Kreuz in Niamey, wurden dabei 3 Solda­
ten und ein Zivilist getötet; 17 weitere 
Soldaten seien verletzt worden. Den 
Putschis'ten war es offenbar zu Beginn 
der Aktion gelungen, zu Tandja vorzu­
dringen, der eine Kabinettssitzung lei­
tete, und ihn festzunehmen. Er wird in 
einer Kaserne, 20 Kilometer ausserbalb 
der Stadt, festgehalten. 

Neben Karim, dem Chef des militä­
rischen Nachrichtendienstes, bilden 
drei weitere Oberste den Kern der 
Junta. Von ihnen war Djibrilla Hami­
dou schon 1999 an vorderster Stelle in 
den Putsch verwickelt gewesen, der zu 
Wahlen und der ersten Präsidentschaft 
Mamadou Tandjas führte. Mit von der 
Partie ist auch Oberst Adamou, der 
Chef der o!(Berets verts» genannten 
Bereitscbaftstruppen. Die Junta hat 
sich die schön klingende Bezeichnung 
«Conseil supreme pour la restauration 
de la democratie» gegeben. Nach einer 
Reihe von gewaltsamen oder schlei­
chenden Staatsstreichen in West afrika 
ist Skepsis angebracht, ob dies pro­
grammatisch gemeint ist. In allen Fäl­
len - mit der Ausnahme Tandjas in 
Niger - gaben die Putschisten und 
Usurpatoren Lippenbekenntnisse für 
die Demokratie ab. 

Uran-Verträge respektiert 

Der Sprecher der Militärjunta versprach 
arn Donnerstagabend, die bestehenden 
Bergbaukonzessionen ausländischer 
Konzerne würden nicht in Frage ge­
stellt. Mit Investitionen von über 5 
Milliarden Euro will Niger vom dritt­
zum zweitwichtigsten Produktionslarid 
für Uran (nach Kanada) aufsteigen. 
Der französische Nuklearkonzern Are­
va, der auch die Schweizer Atomindus­
trie beliefert, investiert allein über eine 
Milliarde in die Uranmine Imouraren in 
der Nähe des Air-Gebirges. 

In dem Gebiet im Nordwesten sie­
delt die Tuareg-Minderheit. Präsident 
Tandja war es letztes Jahr mit einem 
Amnestieangebot gelungen, eine 2007 
begonnene Rebellion der Tuareg zu be­
frieden, ohne allerdings deren Forde­
rungen nach Autonomie und einer Be­
teili~ung an den Einnahmen aus dem 
Uranabbau zu erfüllen. Wie es in dem 
Friedensprozess weitergeht, ist unsi­
cher. Die Putschisten gehören laut Be· 
obachtern zu denjenigen Militärs, die 
den Verhandlungen mit den Aufständi­
schen kritisch gegenübergestanden. 


